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Gesetz: KSchG 1969 § 1; BayerPersVG Art. 72, 77; 
ZPO §§ 55i, 552

Leitsätze:
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4- A ZB. 206/77
2 Sa 766/75 München
Verkündet am 
20. Dezember 1978
gez. Mißler, 
Angestellter als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

pp.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 15* November 1978 durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Neumann, die Richter Dr. Jobs 
und Dr. Röhsler sowie die ehrenamtlichen Richter Rudolf 
und Brocksiepe für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts München vom 2. Juni 
1976 - 2 Sa 766/75 - wird auf Kosten des Be­
klagten zurückgewiesen.

2 -
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Tatbestand:

Der Kläger war ab April 1973 bei der Universität 
A als persönlicher Referent des Präsidenten
mit der Vergütungsgruppe I b BAT angestellt. Ende des 
Jahres 1973 wurde ein neuer Präsident gewählt. Dieser 
war mit den Leistungen des Klägers nicht zufrieden. 
Nachdem die Universität vergeblich versucht hatte, 
den Kläger anderweitig unterzubringen, wurde ihm mit 
Schreiben vom 19- August 1974- gekündigt. Die gegen 
diese Kündigung vom Kläger erhobene Kündigungsschütz- 
klage wurde zurückgenommen, nachdem sich die Parteien 
außergerichtlich dahin verglichen hatten, daß der Klä­
ger mit Einverständnis der Regierung von S 
für die Zeit vom 1. Januar 1975 bis zum 31* März 1975 
mit dem Ziele der Versetzung dorthin abgeordnet wurde. 
Der Kläger war mit einer Vergütung nach VergGr. II a 
BAT einverstanden. Die Universität verpflichtete sich, 
eine solche Planstelle an die Regierung von S 
zu übertragen. Die Versetzung des Klägers und die Über­
tragung der Planstelle wurden jedoch nicht durchgeführt

Mit Schreiben vom 12. Mai 1975 teilte die Univer­
sität dem Personalrat ihre Absicht mit, dem Kläger zum 
30. Juni 1975 wegen mangelnder Eignung fristgemäß zu 
kündigen. Sie begründete dies damit, daß die Regierung 
von S gebeten habe, von einer Versetzung zum
1. April 1975 abzusehen, weil der Kläger die ihm über­
tragenen Aufgaben nicht zur vollen Zufriedenheit erle­
digt habe und es nicht möglich gewesen sei, ihm weitere 
schwierigere Aufgaben zu übertragen. Da er für die Tä­
tigkeit als persönlicher Referent nicht hinreichend 
geeignet und eine Weiterbeschäftigung in einer ver­
gleichbaren Stellung anscheinend mangels Bewährung 
nicht möglich sei, sei eine erneute Kündigung notwendig 
Dieses Schreiben ging dem Personalratsvorsitzenden am 
13- Mai 1975 zu.
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A bel 16. Mai 1975 gab der Gesamtpersonalrat folgende 
Stellungnahme ab:

"Mit Schreiben vom 14. 5« 1975 bat Herr Dr. H 
dem Gesamtpersonalrat folgendes mitgeteilt:
"Die mit Schreiben der Universität A 
vom 20. 12. 1974 verfügte Abordnung erfolgte 
mit dem Ziel der Versetzung an die Bsgierung 
von S . Die Versetzung werde recht­
zeitig ausgesprochen, heißt es darin.
Wie mir von Herrn Ministerialdirigent M 
vom Bayer. Staatsministerium des Innern und 
von Herrn Regierungsvizepräsident Ma 
erklärt wurde, habe die Universität A 
hierfür auch die für die Versetzung erfor­
derliche Übertragung der Stelle zugesagt.
Das Bayer. Innenministerium und die Regie­
rung von S stimmen meiner Versetzung
zu, wenn die Planstelle übertragen wird."
Der Gesamtpersonalrat bittet um Klärung der 
gegenteiligen Aussagen der Universität einer­
seits und Herrn Dr. H andererseits.
Herr Dr. H hat dem Gesamtpersonalrat
Einsichtnahme in seine Personalakte gewährt.
Die daraus ersichtliche Stellungnahme der 
Regierung von S vom 20. 3. 1975 zur
Tätigkeit des Obengenannten besagt, daß die 
Erprobungszeit zu kurz sei, um feststellen 
zu können, ob er sich für eine dauernde Ver­
wendung bei der Regierung eignet. Eine wei­
tere Beurteilung der Regierung von S 
ist nicht erfolgt.
Die Universität wird gebeten, aus sozialen 
Gesichtspunkten Herrn Dr. H in eine
seinen Kenntnissen und Fähigkeiten ent­
sprechende Stelle einzuweisen (z. B. Fach­
bereichsverwaltung) ......."

Hach Abgabe dieser Stellungnahme ließ die Universi­
tät dem Kläger das Kündigungsschreiben, das bereits am 
14. Mai 1975 gefertigt worden war, durch Boten über­
bringen.

Auf Antrag des Klägers vom 17« September 1976 wurde 
mit Bescheid des Versorgungsamtes vom 16. Februar 1976 
eine Minderung der Erwerbsfähigkeit von 100 % festge- 
stellt. Der Kläger vertritt die Auffassung, daß die
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Kündigung sozial ungerechtfertigt gewesen sei. Sie 
sei nicht durch Gründe in seiner Person oder in sei­
nem Verhalten "bedingt. Außerdem sei die Anhörung des 
Personalrates nicht ordnungsgemäß gewesen. Es fehle 
auch die Zustimmung der Hauptfürsorgestelle.

Der Kläger hat "beantragt festzustellen, daß das 
zwischen den Parteien "bestehende Arbeitsverhälthis 
durch die Kündigung der "beklagten Partei vom 16. Mai 
1975 nicht aufgelöst ist. Der Beklagte hat Klageab­
weisung beantragt.

Der Beklagte hat die Auffassung vertreten, die 
Kündigung sei wegen unzureichender Leistungen des 
Klägers sozial gerechtfertigt. Die Anhörung des 
Personalrates sei ordnungsgemäß erfolgt. Wenn schon 
nicht seine Anhörung zur Kündigung vom 19. August 
1974-, die auf den gleichen Gründen wie die streitbe­
fangene Kündigtang beruht habe, ausreichen sollte, so 
habe sich der Personalrat doch mit seiner ersten 
Stellungnahme abschließend zur beabsichtigten Kün­
digung geäußert.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben 
der Klage stattgegeben. Der Tenor des am 2. Juni 1976 
verkündeten Berufungsurteils ging den Prozeßbevoll­
mächtigten der Parteien am 8. Juni 1976 ohne Rechts­
mittelbelehrung formlos zu. Mit Schriftsatz' vom 8. 
März 1977» der am 9- März 1977 beim Bundesarbeitsge­
richt einging, legte der Beklagte Revision ein, die 
im wesentlichen damit begründet wurde, daß das Urteil 
aufzuheben sei, weil es keine Gründe enthalte. Das in 
vollständiger Form abgefaßte Urteil wurde dem Prozeß­
bevollmächtigten des Beklagten am 16. Mai 1977 zuge­
stellt. Dagegen legte der Beklagte am 26. Mai 1977 
erneut Revision ein, mit der er sein Klageabweisungs­
begehren weiterverfolgt. Der Kläger bittet um Zurück­
weisung der Revision.
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Entscheidungsgründe:

Die Revision ist nicht begründet.

I. Entgegen der Auffassung der Revision stellt die ver­
spätete Absetzung und Zustellung des Urteils keinen abso­
luten Revisionsgrund gemäß § 55"! Nr. 7 ZPO dar.

Soweit die Revision dies auf eine Verletzung von 
§ 60 Abs. 4 S. 2 ArbGG stützt, verkennt sie, daß es sich, 
hier um eine Ordnungsvorschrift handelt, deren Verletzung 
keinen absoluten Revisionsgrund i. S. § 551 Nr. 7 ZPO dar­
stellt (ständige Rechtsprechung: BAG 14, 313 [3153 » AP 
Nr. 2 zu § 163 a ZPO; BAG 17, 172 [174 f.3 - AP Er. 10 
zu § 830 h ZPO; BAG AP Er. 122 zu § 242 BGB Ruhegehalt;
AP Er. 1 zu § 320 ZPO; AP Er. 1 und 2 zu § 60 ArbGG 1953)*

Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGHZ 7» 15Ü 
[1563, BGH LM Er. 3 zu § 551 Er. 7 ZPO), wonach ein Beru­
fungsurteil aufzuheben ist, wenn die Urteilsgründe fünf 
Monate nach der Verkündung des Urteils noch nicht vorlie­
gen und der Rechtsmittelkläger dann nach § 552 ZPO a. F. 
auch ohne Zustellung des Urteils innerhalb eines weiteren 
Monats Revision einlegen muß, findet wegen der andersar­
tigen Regelung im arbeitsgerichtlichen Verfahren keine 
Anwendung. Die Revisionsfrist beginnt im arbeitsgericht­
lichen Verfahren erst, wenn den Parteien ein Urteil in 
vollständiger Form zugestellt ist - wie nach § 552 ZPO 
n. F. im Verfahren der ordentlichen Gerichtsbarkeit jetzt 
auch - und dazu die Parteien über das mögliche Rechtsmit­
tel belehrt worden sind (§ 9 Abs. 5 Satz 1 ArbGG). Each 
Ablauf eines Jahres, von dem Tage der Zustellung del* Ent­
scheidung an gerechnet, kann Revision nicht mehr einge­
legt werden (§ 9 Abs. 5 Satz 2 ArbGG). Im arbeitsgericht­
lichen Verfahren war daher ein Revisionskläger nicht, wie 
früher im Verfahren vor den ordentlichen Gerichten, ge­
zwungen, vor Ablauf der Sechsmonatsfrist des § 552 ZPO a.F
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Revision einzulegen (BAG AP Ur. 7 zu § 611 BGB Urlaübs- 
recht; AP Nr. 14 zu § 9 ArbGG). Daraus folgt zugleich, 
daß anders als im Verfahren der ordentlichen Gerichts­
barkeit ein nach § 551 Nr. 7 ZPO zu wertender Mangel 
nicht schon dann zwingend vorlag, wenn die mit Gründen 
versehene Entscheidung nicht bis zum Beginn der Prist 
des § 552 ZPO a. P. zugestellt wurde (BAG AP Nr. 15 zu 
§ 9 ArbGG 1953). Etwas anderes folgt auch nicht aus 
dem Beschleunigungsgrundsatz des § 9 Abs. 1 ArbGG, wie 
die Revision meint. Der allgemeine Beschleunigungs­
grundsatz des § 9 Abs. 1 ArbGG ist für die Pflicht des 
Gerichts zur Absetzung des Urteils in § 60 Abs. 4 ArbGG 
konkretisiert. Da ein Verstoß gegen diese Vorschrift 
kein Revisionsgrund im Sinne von § 551 Ziff. 7 ZPO ab­
gibt, kann ein solcher Verstoß auch nicht aus der Ver­
letzung des allgemeinen Beschlemigungsgrundsatzes her­
geleitet werden.

Im Ausgangspunkt zutreffend ist die Ansicht der 
Revision, daß der Zeitablauf zwischen der Beratung der 
Entscheidung, die aufgrund der mündlichen Verhandlung 
vom 31. März 1976 erging, und der Zustellung des Urteils 
am 16. Mai 1977 gemäß § 551 Nr. 7 ZPO dann erheblich 
sein kann, wenn eine Übereinstimmung zwischen den tat­
sächlichen und den später schriftlich niedergelegten 
Gründen nicht mehr mit hinreichender Sicherheit gewähr­
leistet ist (vgl. BAG AP Nr. 15 zu § 9 ArbGG 1953).

Es lassen sich allerdings keine Erfahrungssätze 
dafür aufsteilen, ab wann die Beurkunduhgsfunktion der 
nachgebrachten Urteilsgründe generell nicht mehr ge­
währleistet ist (vgl. BVerwG NJW 1976, 1955). In aller 
Regel wird der Richter die Gedankenführung der berate­
nen Gründe längere Zeit im Gedächtnis behalten. Dabei 
können eigene Aufzeichnungen und unter Umständen auch
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ein sorgfältiges Protokoll der mündlichen Verhandlung 
behilflich sein. Hinzu kommen Unterstützung und Kontrolle 
im Kollegialgericht, die auch dann gegeben sind, wenn 
außer dem berufsrichterlichen Vorsitzenden noch zwei wei­
tere nicht berufsrichterliche Beisitzer mitwirken (vgl.
BAG AP Nr. 2 zu § 60 ArbGG 1953; AP Nr. 2 zu § 163 a ZPO; 
BVerwG NJW 76, 1955; NJW 75, 2357). Diese Gedächtnis­
stützen verlieren aber naturgemäß mit zunehmendem Zeit­
ablauf mehr und mehr an Bedeutung. Aber auch ein Zeit­
raum von ca. 11 Monaten zwischen der Verkündung und der 
Absetzung des Urteils rechtfertigt es noch nicht, die 
vorhandenen Entscheidungsgründe als nicht vorhanden ab­
zuwerten, weil die Erinnerungsfähigkeit eines jeden 
Richters individuell verschieden ist (vgl. BAG AP Nr. 2 
zu § 163 a ZPO). Nur wenn zu dem Zeitablauf noch weitere 
Umstände hinzukommen, die darauf schließen lassen, daß 
der Zusammenhang der schriftlichen Urteilsgründe mit 
der mündlichen Verhandlung und der Beratung des verkün­
deten Urteils nicht mehr gewährleistet ist, muß das 
Urteil gemäß § 551 Hr. 7 ZPO aufgehoben werden.

Die Revision hat hierzu geltend gemacht, in der 
mündlichen Urteilsbegründung vom 2. Juni 1976 habe die 
Vorsitzende Richterin das Urteil allein damit begründet, 
daß die Kündigung wegen fehlender Zustimmung der Haupt­
fürsorgestelle unwirksam sei. In den schriftlichen Ent­
scheidungsgründen werde die Kündigung aber wegen eines 
Verstoßes gegen §§ 157, 24-2 BGB für unwirksam erklärt, 
ohne daß dabei die fehlende Zustimmung der Hauptfür­
sorgestelle erwähnt oder der von dem Beklagten vorgetra­
gene Kündigungsgrund beachtet werde. Dieser Vortrag be­
gründet jedoch nicht den Schluß, daß keine Gewähr für 
die Übereinstimmung zwischen den beratenen und den schrift­
lich niedergelegten Gründen besteht. Soweit die Revision 
rügt, daß in den Entscheidungsgründen maßgeblich auf einen 
anderen, die Rechtsunwirksamkeit der Kündigung begründenden
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rechtlichen Gesichtspunkt abgestellt wird als in der 
mündlichen Urteilsbegründung, ergibt sich daraus kein 
Bevisionsgrund i. S. § 551 Nr. 7 ZPO (vgl. Stein-Jonas- 
Grunsky, ZPO, 19» Aufl., § 551 Anm. II 7 d). Läßt sich 
ein Urteil auf mehrere Rechtsgrundlagen stützen, die 
unabhängig voneinander bestehen, so kann ein Grund 
für die Aufhebung der Entscheidung - an dessen Ergeb­
nis, nicht aber an dessen Begründung die Partei in der 
Regel ein Interesse hat (vgl. § 565 ZPO) - nicht allein 
darin gesehen werden, daß der in der mündlichen Urteils­
begründung genannte Grund von dem in den Entscheidungs­
gründen als maßgeblich bezeichneten abweicht. Insoweit 
muß es dem Richter unbenommen bleiben, die Begründung 
schriftlich niederzulegen, die ihm - wenn auch erst 
bei der Absetzung des Urteils - am überzeugendsten 
erscheint (vgl. Stein-Jonas-Grunsky, aaO). Da die Ent­
scheidungsgründe im einzelnen auch von den ehrenamtli­
chen Richtern getragen werden, gilt dies umso mehr, 
wenn die Entscheidung nicht von einer Beweiswürdigung 
oder anderen Wertungsfragen abhängt, sondern wie im 
vorliegenden Falle auf der Subsumtion eines unstrei­
tigen Sachverhalts beruht (vgl. BVerwG IFJW 75» 234-7)«

Soweit die Revision geltend macht, daß das ange- 
fochtene Urteil in den Entscheidungsgründen keine Aus- 
eizandersetzung mit den von dem Beklagten vorgetrage­
nen Kündigungsgründen enthalte, so rechtfertigt dies 
ebenfalls nicht, das Urteil als ein “nicht mit Grün­
den versehenes" i. S. § 551 Er. 7 ZPO anzusehen. Da 
das Landesarbeitsgericht die Kündigung wegen Verstoßes 
gegen §§ 157» 24-2 BGB und gegen Art. 77 Abs. 4- BayPersVG 
mangels ordnungsgemäßer Anhörung des Personalrates für 
unwirksam gehalten hat, bedurfte es keiner weiteren Aus­
führungen darüber, ob die Kündigung wegen mangelnder 
Eignung des Klägers sozial ungerechtfertigt i. S. § 1 
Abs. 2 KSchG war oder nicht.
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Zu Unrecht rügt die Revision auch., das angefochtene 
Urteil sei deshalb aufzuheben, weil dem Beklagten durch 
die verspätete Abfassung des Urteils die Möglichkeit ge­
nommen worden sei, einen Tatbestandsberichtigungsantrag 
zu stellen. Das Urteil beruhe nämlich auf der vom Landes­
arbeitsgericht fälschlicherweise als unstreitig in den 
Tatbestand aufgenommenen Tatsache, daB sich die Univer­
sität im außergerichtlichen Vergleich über die Kündigung 
vom 19. August 1974 verpflichtet habe, eine Planstelle 
der VergGr. II a BAT an den Regierungsbezirk S 
zu übertragen. Der Verlust einer Berichtigungsmöglichkeit 
wegen Zeitablaufs nach § 320 Abs. 1 ZPO rechtfertigt die 
Aufhebung des angefochtenen Urteils nur dann, wenn das 
Urteil auf dem Teil des Tatbestandes, dessen Berichtigung 
beantragt worden wäre, beruht (ständige Rechtsprechung:
BAG AP Nr. 1 und 2 zu § 60 ArbGG 1953; AP Hr. 1 zu § 313 
ZPO; AP Nr. 1 zu § 320 ZPO; AP Nr. 3 zu § 11 Bundesurlaübsge 
setz; AP Nr.25 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag ;BGHZ 
32,17 C26D).An dieser Voraussetzung fehlt_es hier.Zwar ist 
das Landesarbeitsgericht bei seinen Ausführungen darüber,daß 
die Kündigung gegen Treu und Glauben verstoße, weil die Uni­
versität sich durch ihren Ausspruch über den außergerichtli­
chen Vergleich hinweggesetzt habe,davon ausgegangen,daß die 
Universität ihre Verpflichtung aus dem Vergleich zur Übertra 
gung der Planstelle an die Regierung von S 
verletzt habe. Gleichwohl ergibt sich aber - selbst wenn 
zugunsten des Beklagten unterstellt wird, daß der Tat­
bestandsberichtigungsantrag Erfolg gehabt hätte - nicht 
die Möglichkeit einer für den Beklagten günstigeren Ent­
scheidung. Das angefochtene Urteil hat nämlich die Rechts­
unwirksamkeit der Kündigung damit begründet, daß der Per­
sonalrat nicht ordnungsgemäß gehört worden ist. Dies ist 
revisionsrechtlich nicht zu beanstanden. Somit kommt es 
auf die Ausführungen des angefochtenen Urteils zurFrage 
der Treuwidrigkeit der Kündigung wegen Verstoßes gegen
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die Pflichten aus dem außergerichtlichen Vergleich im 
Ergebnis nicht an. Die Rügen der Revision zu diesen 
vom Landesarbeitsgericht zum Teil mißverständlich er­
örterten Prägen sind daher aus Rechtsgründen unerheb­
lich.

II. In der Sache selbst hat das Landesarbeitsgericht 
angenommen, der Personalrat habe nicht ordnungsgemäß 
bei der Kündigung mitgewirkt, weil die Kündigung von 
der Universität ausgesprochen worden sei, bevor der 
Personalrat eine abschließende Stellungnahme zu der 
beabsichtigten Kündigung abgegeben habe. Dabei ist es 
davon ausgegangen, daß eine Mitwirkung des Personal­
rates bei der Kündigung nicht deshalb entbehrlich ge­
wesen sei, weil der Personalrat bereits zu der Kündi­
gung des Klägers vom 19* August 1974 gehört worden war. 
Es hat dem Schreiben des Personalrates an die Univer­
sität vom 16. Mai 1975 entnommen, daß der Personalrat 
seine Einwendungen geg®. die beabsichtigte Kündigung noch 
nicht abschließend erhoben hatte. Diese Ausführungen 
des Landesarbeitsgerichts sind revisionsrechtlich nicht 
zu beanstanden.

Das Landesarbeitsgericht geht zunächst zutreffend 
davon aus, daß die Mitwirkung des Personalrats bei der 
Kündigung des Klägers vom 19» August 1974 eine Mitwir­
kung bei der streitbefangenen Kündigung gern. Art. 77»
72 BayPersVG nicht entbehrlich machte. Art. 77 Abs. 1 
BayPersVG schreibt eine Mitwirkung des Personalrates 
bei jeder ordentlichen Kündigung durch den Arbeitgeber 
vor, so daß unabhängig von dem Kündigungsgrund ein Mit­
wirkungsverfahren nach Art. 72 BayPersVG durchgeführt 
werden muß. Dies gilt umso mehr, wenn sich auch der Kün­
digungssachverhalt grundlegend geändert hat. Dies war, 
wie das Landesarbeitsgericht zutreffend ausführt, ent­
gegen der Ansicht des Beklagten der Pall, da die
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streitbefangene Kündigung im Gegensatz zur Kündigung 
vom 19. August 1974 gerade auch damit begründet wurde, 
daß sich der Kläger bei seiner Abordnung an die Regie­
rung von S nicht bewährt habe (vgl. BAG AP Kr.
14 zu § 102 BetrVG 1972).

Zu Recht nimmt das Landesarbeitsgericht auch an, 
daß der Personalrat bei der Kündigung nicht ordnungsge­
mäß beteiligt wurde, weil die Kündigung von der Universi­
tät ausgesprochen wurde, bevor seine abschließende Stel­
lungnahme vorlag.

Gemäß Art. 77 Abs. 1 Satz 1 BayPersVG wirkt der Per­
sonalrat bei der ordentlichen Kündigung durch den Arbeit­
geber mit. Er kann die in Art. 77 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 - 
5 BayPersVG vorgesehenen Einwendungen gegen die Kündigung 
erheben. Ist ihm die beabsichtigte Kündigung gemäß Art.
72 Abs. 1 BayPersVG mitgeteilt worden, so verbleibt ihm 
gemäß Art. 72 Abs. 1 Satz 1 BayPersVG ein Zeitraum von 
zwei Wochen, in dem er seine Einwendungen Vorbringen kann 
und Erörterungen darüber mit dem Arbeitgeber erfolgen 
können. Äußert er sich innerhalb dieses Zeitraums nicht 
oder hält er seine Einwendungen nicht aufrecht, so gilt 
die Kündigung als gebilligt. Erhebt er Einwendungen, so 
hat er gemäß Art. 72 Abs. 2 Satz 3 BayPersVG dem Leiter 
der Dienststelle die Gründe mitzuteilen. Diese Stufe des 
Mitwirkungsverfahrens wird damit vor Ablauf der Zweiwo­
chenfrist nur dadurch ordnungsgemäß beendet, daß der 
Personalrat gegenüber dem Dienststellenleiter zu der 
Kündigungsabsicht Stellung nimmt. Solange der Personalrat 
schweigt, ist nicht auszuschließen, daß er bis zum Prist- 
ablauf noch eine Erklärung abgibt. Allerdings kommt nicht 
jeder Äußerung des Personalrats eine derartige fristver­
kürzende Wirkung zu. Dies folgt schon daraus, daß das 
Gesetz ausdrücklich vorsieht, Erörterungen über die Ein­
wendungen oder Vorschläge des Personalrates sollen auch
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innerhalb der Zweiwochenfrist stattfinden. Erhebt der 
Personalrat Einwendungen gegenüber dem Dienststellen­
leiter, so kommt diesen eine fristverkürzende Wirkung 
nur dann zu, wenn der Dienststellenleiter aus der Mit­
teilung entnehmen kann, daß der Personalrat eine wei­
tere Erörterung des Falles nicht mehr wünscht; es sich 
also um eine abschließende Stellungnahme des Personal­
rates handelt. Hur unter diesen Voraussetzungen kann 
die Mitwirkung des Personalrates im Sinne Art. 72 Abs.
2 BayPersVG bei einer ordentlichen Kündigung als been­
det angesehen werden. Kündigt der Arbeitgeber vor Ab­
lauf der Zweiwochenfrist, ohne daß der Personalrat 
eindeutig erklärt, ob und gegebenenfalls welche Ein­
wendungen er geltend machen will, so ist die Kündigung 
gemäß Art. 77 Abs. 4 BayPersVG unwirksam (vgl. zu § 102 
BetrVG: BAG AP Nr. 4 und Nr. 8 zu § 102 BetrVG 1972;vgl.auch 
BAG AP Nr. 11 zu § 103 BetrVG 1972).

Nach Ansicht des Landesarbeitsgerichts lag zum 
Zeitpunkt des Ausspruches der Kündigung keine abschlie­
ßende Stellungnahme des Personalrates vor. Diese Auf­
fassung beruht auf einer Auslegung der Stellungnahme 
des Personalrates gegenüber der Universität vom 16. Mai 
1975* Sie stützt sich darauf, daß zwar der Personalrat 
am Ende der Stellungnahme darum gebeten habe, den Klä­
ger in eine seinen Kenntnissen und Fähigkeiten entspre­
chende Stellung einzuweisen, daß er aber in erster 
Linie um Klärung der gegenteiligen Aussagen der Uni­
versität einerseits und des Klägers andererseits nach­
gesucht habe. Diese Auslegung der Stellungnahme des 
Personalrates durch das Landesarbeitsgericht ist re­
visionsrechtlich nicht zu beanstanden. Dabei kann da­
hingestellt bleiben, ob dem Revisionsgericht, wie etwa 
bei nichttypischen Verträgen, nur ein beschränktes 
Recht der Überprüfung dahingehend zukommt, ob eine auf 
dem Verstoß gegen Denkgesetze und Erfahrungssätze oder
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auf der Nichtberücksichtigung wesentlicher Umstände "beru­
hende Verletzung der gesetzlichen Auslegungsregeln vor­
liegt (vgl. BAG AP Nr. 30, 32, 33 und 34 zu § 133 BGB; AP 
Nr. 5 zu § 276 BGB Verschulden "bei Vertragsabschluß oder 
ob die Auslegung einer in Ausübung seines Amtes abgegebe­
nen Stellungnahme des Personalrates, wie allgemein be­
hördliche Entscheidungen und Willenserklärungen, in vol­
lem Umfang vom Revisionsgericht überprüft werden kann 
(vgl. BAG AP Nr. 37 zu § 133 BGB).

Im ersteren Fall ist nämlich ein Verstoß gegen Denk­
gesetze und allgemeine Erfahrungssätze nicht gegeben. Es 
ist auch seitens des Landesarbeitsgerichts nicht gegen 
allgemeine Auslegungsgrundsätze verstoßen worden. Die 
Revision rügt, das Landesarbeitsgericht habe gegen §§
133» 157 BGB verstoßen, weil es die Aussage des Zeugen 
H , es sei dem Personalrat in erster Linie
darum gegangen, die Universität zu bitten, dem Kläger 
nicht zu kündigen, bei der Auslegung des Schreibens vom 
16. Mai 1975 nicht ausreichend berücksichtigt habe und 
außerdem die angebotenen Beweise darüber nicht erhoben 
habe, daß zwei Mitglieder des Personalrates später er­
klärt hätten, daß die erste Stellungnahme bereits end­
gültig gemeint gewesen sei. Sie rügt ferner, daß das 
Landesarbeitsgericht aus der Rücknahme der ersten Stel­
lungnahme des Personalrates und der Abgabe der zweiten 
Stellungnahme nicht gefolgert habe, daß der Personalrat 
selbst die erste Stellungnahme als abschließend angese­
hen habe.

Diese Angriffe sind jedoch nicht begründet. Das 
Landesarbeitsgericht hat zwar bei der Auslegung der Stel­
lungnahme des Personalrates vom 16. Mai 1975 auch auf die 
Aussage des Zeugen H ergänzend Bezug genommen,
es ist aber maßgeblich davon ausgegangen, wie die Univer­
sität als Erklärungsempfänger die Stellungnahme verstehen
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mußte und hat damit ohne Verstoß gegen allgemeine 
Auslegungsgrundsätze auf den objektiven Erklärungswert 
abgestellt (vgl. BAG AP Nr. 11 zu § 103 BetrVG 1972; 
BGHZ 36, 30 [353; Palandt-Heinrichs, BGB, 37- Aufl.,
§ 133 Anm. 4 b; Soergel-Siebert-Hefermehl, BGB, 10. 
Aufl., § 133 Ednr. 11). Damit bat das Landesarbeits­
gericht entgegen der Ansicht der Revision zu Recht 
der Aussage des Zeugen H , den nachträgli­
chen Äußerungen der Personalratsmitglieder und der 
Rücknahme der Stellungnahme kein entscheidendes Ge­
wicht beigemessen.

Die Revision kann im übrigen auch deshalb keinen 
Erfolg haben, weil die rechtlich mögliche Auslegung 
der Stellungnahme des Personalrates durch das Revi­
sionsgericht zu dem Ergebnis führt, daß der Personal­
rat mit der Stellungnahme vom 16. Mai 1975 nicht ab­
schließend zur beabsichtigten Kündigung Stellung ge­
nommen hat. Die Universität hatte dem Personalrat mit­
geteilt, daß die Kündigung des Klägers erfolgen müsse, 
weil er sich bei der Regierung von S nicht
bewährt habe, eine Versetzung demnach nicht in Be­
tracht komme und eine Veiterbeschäftigung im Univer­
sitätsbereich ausscheide. In der Stellungnahme vom 
16. Mai 1975 teilte der Personalrat der Universität 
mit, daß er vom Kläger erfahren habe, daß seine Ver­
setzung nur von der Übertragung der Stelle von der 
Universität an die Regierung von S abhänge
und bat um Klärung der gegenteiligen Aussagen. Diese 
Äußerung des Personalrates konnte von der Universität 
objektiv nur so verstanden werden, daß der Personal­
rat noch weitere Erörterungen im Sinne des Art. 72 
Abs. 1 und 2 BayPersVG wünschte. Dies mußte ihr ins­
besondere schon deshalb klar sein, weil der Personal­
rat nach Art. 77 Abs. 1 Satz 2 BayPersVG nur aus be­
stimmten Gründen Einwendungen erheben kann und deshalb
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sich zunächst Klarheit über die maßgeblichen Tatsachen 
verschaffen mußte. Daß diese Klarheit für den Personal­
rat am 16. Mai 1975 nicht bestand, ergab sich auch in­
soweit aus der Stellungnahme, als der Personalrat dar­
auf hinwies, daß eine negative Beurteilung des Klägers 
durch die Regierung von S entgegen der Mittei­
lung der Universität ihm nicht bekannt sei. Im Hinblick 
auf diese Umstände und im Hinblick darauf, daß Art. 72 
Abs. 2 BayPersVG ausdrücklich vorsieht, daß noch inner­
halb von zwei Wochen nach Mitteilung der Kündigungsab­
sicht Erörterungen über Einwendungen und Vorschläge 
des Personalrates erfolgen sollen, konnte die erste 
Stellungnahme des Personalrates vom 16. Mai 1975 aicht 
als abschließende Erhebung von Einwendungen im Sinne 
Art. 72 Abs. 2 Satz 2, Art. 77 Abs. 1 Satz 2 BayPersVG 
angesehen werden. Daran ändert auch der Schlußsatz der' 
Stellungnahme nichts, in dem die Universität gebeten 
wurde, den Kläger aus sozialen Gesichtspunkten in eine 
seinen Kenntnissen und Pähigkeiten entsprechende Stelle 
einzuweisen. Bei verständiger Betrachtungsweise konnte 
die Universität aus diesem Schlußsatz, der in erster 
Linie auf soziale und nicht auf rechtliche Gesichtspunkte 
abstellte, nicht entnehmen, daß damit spezifische Ein­
wendungen im Sinne Art. 77 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 - 5  BayPersVG 
erhoben werden sollten.

Damit lag im Zeitpunkt des Ausspruchs der Kündigung 
noch keine abschließende Stellungnahme des Personalrats 
vor. Die Kündigung des Beklagten ist daher mangels ord­
nungsgemäßer Beteiligung des Personalrates gemäß Art. 77 
Abs. 4- BayPersVG rechtsunwirksam. Die Revision war dem­
gemäß mit der Kostenfolge des § 97 Abs. 1 ZPO zurückzu­
weisen.
gez.: Dr. Neumann Dr. Röhsler Dr. Jobs

Rudolf Brocksiepe
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